MASSAKER IN GUATEMALA

Der antidemokratische Charakter der traditionellen Politik in Guatemala hat seine Wurzeln in seiner  ökonomischen Struktur: die Produktion, der Reichtum und der Landbesitz liegt in den Händen weniger Familien. 80 % des fruchtbaren Landes ist in Besitz von 2% der Bevölkerung Guatemalas. Zu dieser Struktur summiert sich eine Kultur des Rassismus, in einer Gesellschaft geprägt von Gewalt und Unmenschlichkeit.

Für den Großgrundbesitzer Guatemalas ist der einfache Bauer oder Landarbeiter, mehr noch, wenn es sich um Mayas handelt, nur ein „Indio“, dem man ein Drittel des sowieso schon niedrig gehaltenen Mindestlohns (€ 3 für einen 14-16 Stunden Tag) zahlt. Der Alltag der Landarbeiter, die mit ihrem wenigen Einkommen ums Überleben kämpfen,  ist geprägt von Ausbeutung, Hunger und Diskriminierung. Er ist einfach nur ein weiterer Besitz des Großgrundbesitzers, gleich wie die Hühner, die Schweine und die Hunde.  Er wird geschlagen, seine Töchter werden vergewaltigt und auch noch ermordet: ohne, dass der Verantwortliche dafür vor Gericht kommt. 

Diese Straflosigkeit verstärkt die Angst der Bauern. Der Hunger zwingt sie dazu, diese Ausbeutungen und Erniedrigungen zu ertragen, und sich nicht zu beklagen. Sollte ein Bauer doch den Mut dazu haben, die Ungerechtigkeit aufzuzeigen oder anzuzeigen, „regelt“ der Großgrundbesitzer das Problem einfach mit Geld. der Bauer, auf der Suche nach Gerechtigkeit, verliert seine Arbeit und der Großgrundbesitzer lässt ihn auf so genannte „schwarze Listen“ stellen, sodass er auch auf den umliegenden Ländereien keine Arbeit mehr bekommt.

So hat der der Großgrundbesitzer auf seinem Gut das Sagen und entscheidet über das Schicksal anderer, und allzu oft über Leben und Tod.

So ist es auch im Fall des Massakers auf dem Landgut „Finca El Corozo“ an der Südküste Guatemalas.

Am 21. Jänner dieses Jahres, stieg der 22jaehrige Pedro Tambriz aus dem Nachbardorf Tzampoj auf einen Baum, um ein paar Früchte herunterzuholen. Mit ihm waren zwei Kinder, seine Neffen, die unten auf ihn warteten. Plötzlich kamen die Bodyguards des Landgutbesitzers und schossen in mit Gewähren in die Luft, worauf die Kinder sich im Gebüsch versteckten. Von dort aus konnten sie beobachten, wie die zwei Bodyguards den jungen Mann vom Baum holten, ihn in ein Auto steckten und mit ihm davonfuhren. 

Die Kinder liefen nach Hause und erzählten den Vorfall. Als der junge Mann am nächsten Morgen noch immer nicht nach Hause gekommen war, gingen seine Familienangehörigen zur Polizei, um eine Vermisstenanzeige zu machen, und gleichzeitig verlangten sie einen „habeas corpus“ (Latein; juristisches Instrument, um eine Aufklärung des Falles zu erzwingen). 

Am 24. Jänner drang die Familie in Begleitung des Friedensrichters (dessen Aufgabe es ist, Konflikte zu schlichten) und einer Gruppe von Nachbarn aus dem Dorf und 30 Polizisten, in das Landgut ein, um zu erfahren, was mit dem jungen Mann geschehen sei.

Die Gruppe wurde von bewaffneten Bodyguards empfangen. Bald darauf erschien der schwerbewaffnete Gutsbesitzer, Herr José Fernández, und meinte kühl, dass man nichts mehr machen könne, da der junge Mann bereits tot sei – er würde aber die Kosten des Begräbnisses übernehmen.

Die aufgebrachten Angehörigen stürzten sich daraufhin auf den Besitzer und verlangten, dass dieser den toten Körper aushändige, woraufhin dieser begann, auf die Gruppe unschuldige und unbewaffnete Landarbeiter zu schießen.

Der Friedensrichter unternahem nichts dagegen.

Resultat dieses Gewaltaktes sind 7 tote, 4 Schwerverletzte und zwei Verhaftete.

Sowohl die verhafteten Personen, als auch die Schwerverletzen wurden des Mordes angeklagt, während Herr Fernández, leicht verletzt, in ein privates Krankenhaus in die Hauptstadt gebracht wurde. 

Die Familien- und Dorfangehörigen sind Mitglieder der guatemaltekischen Menschenrechtsorganisation „Gruppe der Gegenseitigen Hilfe“ (Grupo de Apoyo Mutuo, GAM).

Diese Organisation kämpft seitdem erbittert um Gerechtigkeit, um die Freilassung der unschuldigen Verhafteten und klagte den Landgutbesitzer des mehrfachen Mordes an. Bis heute konnte der eigentliche Mörder nicht hinter Gitter gebracht und die Verhafteten freigekämpft werden.

Dank der österreichischen Gruppe „Solidarität mit Lateinamerika“ konnte ein Anwalt angestellt werden, jedoch fehlt es noch an Vielem.

Dieses Massaker hinterließ 12 schwer traumatisierte Familien, 7 Witwen und 22 Waisenkinder, voll mit Trauer, Schlaflosigkeit und Verfolgungsängsten. 

GAM gibt diesen Familien nicht nur juristische Hilfe, sondern auch psychologische Unterstützung. 

Sieben Familien stehen vor dem nichts, denn nur die Männer waren erwerbstätig, während die Frauen sich um den Haushalt und die Kinder kümmerten. Diese Familien haben heute keine Einkommensquelle mehr. Da sie ohnehin in extremer Armut leben, sind sie ohne dieses wenige Einkommen dem Hunger ausgesetzt. Es fehlt an Nahrung, Kleidung und medizinischer Versorgung. 

Ich arbeite seit August 2004 in der Menschenrechtsorganisation GAM und begleite seit dem Vorfall die Angehörigen so gut es geht.

Ich erlaube mir, einen Solidaritätsaufruf an meine „alten Freunde und Bekannten“ zu machen und bitte um Hilfe für die Hinterbliebenen, um Kleidung und Nahrung kaufen zu können.

Spenden können auf folgendes Konto eingezahlt werden:

Sonja Perkic-Krempl

Steiermärkische Sparkasse

Kontonummer: 07502401206

Bankleitzahl: 20815

Bitte mit dem Wort „Spende“ kennzeichnen.

Mit aufrichtigem Dank aus Guatemala,

Sonja Perkic-Krempl

GAM

